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 Muster Aufforderung zum 
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Präsidium der Bayer. Bereitschaftspolizei, Postfach 10 01 65, 96053 Bamberg 

 

 

 

 

 

 

  Bitte bei Antwort angeben    
Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unser Zeichen  Zimmer-Nr. München 

 

 

Aufforderung zum Dienstantritt als Polizeidienstanfänger 

Anlagen: 1 Merkblatt über Dienstanfängerbezüge  (vom Abdruck wurde abgesehen) 
 1 Formblatt Angaben zur Zahlung von Unterhaltsbeihilfe und 

eines Fahrtkostenzuschusses 
 1 Bankantrag 

 

Sehr geehrter Herr 

 

Wir sind bereit, Sie als Polizeidienstanfänger einzuberufen. 

Sie werden der ………………………………………………………………………………………………………. 

zur Ausbildung zugewiesen und gebeten, den Dienst dort am …………………. um …………… Uhr  anzutreten. 

Bringen Sie zum Dienstantritt bitte den beiliegenden Bankantrag (ausgefüllt) und 

………………………………………………………………………………………………………………………. mit. 

Die Einberufungsverfügung erhalten Sie beim Dienstantritt unter der Voraussetzung ausgehändigt, dass sich 

inzwischen keine Tatsachen ergeben haben, die Sie für den Polizeidienst ungeeignet erscheinen lassen. Mit der 

Aushändigung der Einberufungsverfügung wird das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhältnis begründet. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

 

 

 

StMI I C 318 – 534 II/83 (MABl 1983 S. 131)   

 



 
 
 
Angaben zur Zahlung von Unterhaltsbeihilfe und eines Fahrtkostenzuschusses 
 
Bitte vollständig und lesbar ausfüllen und erst nach Bestätigung durch die vorgesehene Ausbildungsdienststelle 
(aus dem Dienstantrittsbescheid ersichtlich) einreichen. 
 

Zutreffendes bitte ankreuzen  oder ausfüllen 
 
 
 

Name Vorname Geburtsdatum Religion 

 ledig  verheiratet 
Falls Kind(er): Name und Geburtsdatum 

Genaue Anschrift der Eltern oder Erziehungsberechtigten des Dienstanfängers (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort, ggf. Gemeinde) 

Eigene Wohnung (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort, ggf. Gemeinde, wohnhaft bei) 

Ausbildungsdienststelle Einstellungstag 

 
 
 

 Die Ausbildungsdienststelle liegt am Wohnort meiner Eltern (oder Erziehungsberechtigten) 
 

 Ich wohne im Hausstand meiner Eltern (oder Erziehungsberechtigten) und kehre täglich vom Ausbildungsort zu dieser 
Wohnung zurück. 

 
 Entfernung einfach ………………. km. 
 

 Ich bleibe während der Woche am auswärtigen Ausbildungsort, weil 
 (kurze Begründung mit Angaben über Entfernung und Verkehrsverhältnisse zwischen dem Ausbildungsort und dem Wohnort der Eltern) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Ich benütze für die Fahrt zur Ausbildungsstelle öffentliche Verkehrsmittel, 
 
 Fahrpreis monatlich …………………. € (Bescheinigung des Verkehrsbetriebes über den monatlichen Fahrpreis ist beizufügen) 
 

 Ich benütze für die Fahrt zur Ausbildungsstelle ein privates Kraftfahrzeug, 
 
 Entfernung einfach …………………..  km. 
 
 
 
 
Anmerkung: 
 
Die Wahl der Benützung eines öffentlichen oder privaten Verkehrsmittels ist frei. Die einmal getroffene Wahl sollte für die Dauer 
der Ausbildung beibehalten werden. Dringend notwendige Änderungen müssen dem Präsidium der Bayer. Bereitschaftspolizei 
unverzüglich mitgeteilt werden. Dies gilt auch für Fahrpreisänderungen. 
 
 
Ich versichere pflichtgemäß die Richtigkeit meiner Angaben. 
 
 
 
Ort, Datum Unterschrift 
 
 
 
 
…………………………………….……………… …………………………………………………… 
 
 
 
 
 Bitte wenden



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Urschriftlich 

mit 1 Lohnsteuerkarte 

 1 Bankantrag und evtl. 

 1 Fahrpreisbescheinigung 

an das 

Präsidium der Bayer. Bereitschaftspolizei 

Postfach 10 01 56 

96053 Bamberg 

 
weitergeleitet. 

Die Angaben wurden überprüft. Ihre Richtigkeit wird bestätigt. 

Ergänzend wird mitgeteilt: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ort, Datum 

 
…………………………………………………………………… 

 

 

 

……………………………………………………………………. 
Dienststellenleiter 



 

Name, Vorname Buchh.-Nr. Geburtsdatum 

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 

Beschäftigungsbehörde 

 
 
 

 An die 

 Landesbesoldungsstelle München 
 

 
  

Zutreffendes bitte ankreuzen  oder ausfüllen 

 
 
 
 
 ERKLÄRUNG ZUM ZAHLUNGSVERFAHREN 
 
 

  Datum  

1. Meine Bezüge sollen ab  auf folgendes Konto überwiesen werden1): 

 Konto-Nr.2) Bankleitzahl  

    

 Geldinstitut  in 

 

2. 

 

Mir ist bekannt, dass 
- die Landeshauptstadt München zu Unrecht überwiesene Beträge bis zum letzten Werktag – sofern dies ein 
 Samstag oder der 31. Dezember ist, vorletzten Werktag – des Monats vor dem Fälligkeitstag ganz oder teilweise 
 zurückrufen kann, auch wenn sie dem Konto bereits gutgeschrieben sind. 

 - ich über meine Bezüge erst am letzten Werktag – sofern dies ein Samstag oder der 31. Dezember ist, vorletzten 
 Werktag – des Monats vor dem Fälligkeitstag verfügen kann. 

3. Ich bin damit einverstanden, dass die Landeshauptstadt München Bezüge, die für eine Zeit nach Wegfall des 
Anspruchs geleistet werden (z. B. nach Entlassung oder Beurlaubung ohne Bezüge) durch Einziehung von meinem 
Konto wieder abbuchen lässt. 

4. Meine Lohnsteuerkarte  lege ich bei  werde ich nachreichen. 

5. Zur Beantragung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs oder zur Einkommensteuerveranlagung bitte ich um Zusendung 
der am Jahresende abgeschlossenen Lohnsteuerkarte an die oben angegebene Adresse 

  nur für dieses Jahr 

  für dieses und die folgenden Jahre 

  keine Zusendung. 

 

 
 Ort, Datum 

 ……………………………………………………… …………………………………………………… 
 Unterschrift 
  

 
1) Bankanträge, die nach dem 5. bis zum letzten Tage eines Monats eingehen, können erst bei der übernächsten Gehaltszahlung berücksichtigt 

werden. 
2) Das angegebene Konto darf nur auf Ihren oder bei gemeinsamem Konto auf Ihren und Ihres Ehegatten Namen lauten. 

Überweisungen auf ein Sparkonto sind nicht möglich. 
 
 
 Bitte wenden

Bankantrag ausgefüllt bei Dienstantritt mitbringen. 
Sozialversicherungsnachweis wird nicht benötigt. 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Urschriftlich 

mit 1 Lohnsteuerkarte 

 1 Bankantrag und evtl. 

 1 Fahrpreisbescheinigung 

an das 

Präsidium der Bayer. Bereitschaftspolizei 

Postfach 10 01 56 

96053 Bamberg 

 
weitergeleitet. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ort, Datum 

 
……………………………………………………………… ………………………………………………………………. 
 Dienststellenleiter 

 


